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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/2047 — 


Entwurf eines Gesetzes über die Umwandlung der Deutschen Pfandbriefanstalt 
in eine Aktiengesellschaft 


A. Problem 

Die im Jahr 1922 zur Förderung des Kleinwohnungsbaus gegrün- 
dete Deutsche Pfandbriefanstalt (Depfa) hat im Hinbhck auf die 
Entwicklung des Wohnungsmarktes ihren öffentlichen Auftrag er- 
füllt. Ein neuer öffentlicher Auftrag ist nicht zu erkennen. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs, der vorsieht, die Voraussetzungen 
für eine Umwandlung der Depfa in eine Aktiengesellschaft zu 
schaffen. Damit soll es der Depfa ermöglicht werden, ihre Ge- 
schäfte künftig als private Hypothekenbank fortzuführen. Die Ver- 
äußerung der Bundesbeteihgung an dem Institut ist beabsich- 
tigt. 

Mehrheit im Ausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Abwesenheit der 
Fraktion DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/2047 — mit der Maßgabe anzunehmen, daß 
§ 9 folgende Fassung erhält: 

.§9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1989 in Kraft." 

Bonn, den 21. September 1988 

Der Finanzausschuß 

Gattermann Uldall 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Uldall 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in der 
74. Sitzung des Deutschen Bundestages am 21. April 
1988 zur federführenden Beratung an den Finanzaus- 
schuß und zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und den Haushaltsausschuß überwiesen. Der 
Ausschuß für Wirtschaft hat sich am 4. Mai 1988 mit 
dem Gesetzentwurf befaßt, während der Haushalts- 
ausschuß die Vorlage am 8. Juni 1988 behandelt hat. 
Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 
22. Juni und 21. September 1988 beraten. 


2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

a) Grundsätzliches 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzent- 
wurf basiert auf der Überzeugung, daß private Wirt- 
schaftstätigkeit und Privateigentum an den Unterneh- 
men im System der sozialen Marktwirtschaft grund- 
sätzlich Vorrang vor unternehmerischer Betätigung 
des Staates haben. Dieser Auffassung entsprechend 
ist privates Kapital soweit wie möglich an im Besitz 
der öffentlichen Hand befindhchen Unternehmen zu 
beteüigen. Die Beteihgungspolitik des Bundes ist da- 
nach möglichst restriktiv auszugestalten und auf den 
Abbau von Beteiligungen zu richten, wobei auch das 
Ziel einer breiten Streuung des vom Bund angebote- 
nen Beteiligungsbesitzes zu berücksichtigen ist. 

Ausgehend von dieser Grundsatzposition hat die Bun- 
desregierung den Bundesminister der Finanzen be- 
auftragt, die unmittelbaren BeteiUgungen des Bundes 
im Hinbhck auf deren weitere Notwendigkeit zu prü- 
fen. In bezug auf die Deutsche Pfandbriefanstalt 
(Depfa) hat diese Prüfung ergeben, daß die ursprüng- 
hche Aufgabe des Instituts, den Kleinwohnungsbau 
und die Errichtung von Häusern für Bezieher mittlerer 
Einkommen zu fördern, in Anbetracht der Entwick- 
lung des Wohnungsmarktes, der Finanzierungsange- 
bote anderer Kreditinstitute und der Zuständigkeit 
der Länder für den Wohnungsbau gegenstandslos ge- 
worden ist. An diese Entwicklung hat sich die Depfa 
im Rahmen des satzungsmäßig Zulässigen bereits an- 
gepaßt. Neben dem Hypothekarkreditgeschäft be- 
treibt das Institut in beträchtiichem Umfang das Kom- 
munaldarlehensgeschäft, so daß die Tätigkeit der 
Depfa heute im wesenthchen der eines Realkreditin- 
stitutes gleicht. Ein zukünftiger, neuer öffentlicher 
Auftrag für die Depfa ist nach dem Ergebnis der Prü- 
fung nicht zu erkennen. 

Aus diesem Prüfungsergebnis hat die Bundesregie- 
rung die Schlußfolgerung gezogen, daß die Depfa aus 
ihrer derzeit öffenthchen Rechtsform zu entlassen ist. 


damit ein schrittweiser Abbau der Bundesbeteihgung 
an diesem Institut ermöghcht wird. Dementsprechend 
hat die Bundesregierung den vorhegenden Gesetz- 
entwurf eingebracht, der darauf abzielt, die bisherige 
öffenthche Aufgabenstellung der Depfa aufzugeben 
und die Voraussetzungen für die Umwandlung des 
Institutes in eine Aktiengesellschaft zu schaffen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Um- 
wandlung der Depfa in eine Aktiengesellschaft eine 
Neuorientierung der künftigen Geschäftspohtik des 
Institutes bringt, weil die Depfa durch die Änderung 
ihrer Rechtsform voraussich thch einen Teil ihrer bis- 
herigen Geschäftsmöglichkeiten verlieren wird. Die 
neue Geschäftspolitik wird auch organisatorische und 
personelle Umstellungsmaßnahmen erforderlich ma- 
chen. 


b) Im einzelnen 

Im einzelnen sieht der Gesetzentwurf vor allem fol- 
gendes vor: 

— Ermächtigung zur Umwandlung der Depfa in eine 
Aktiengesellschaft, 

— Beschlußfassung über die Umwandlung durch die 
Hauptversammlung mit Zweidrittelmehrheit, Ge- 
nehmigung des Umwandlungsbeschlusses durch 
den Bundesminister der Finanzen, 

— Übernahme der Aktien durch die als Gründer der 
Aktiengesellschaft geltenden bisherigen Anteils- 
eigner im Verhältnis ihrer Stammeinlagen am 
Grundkapital, 

— subsidiäre Gewährleistung der Altverpflichtungen 
durch den Bund, 

— Anwendung der für öffentiich-rechthche Kreditan- 
stalten geltenden bankrechthchen Vorschriften für 
das Altgeschäft, Anwendung des Hypotheken- 
bankgesetzes für das Neugeschäft, 

— Anwendung der für Hypothekenbanken gelten- 
den Umlaufgrenze erst nach einer Übergangs- 
zeit. 


3. Stellungnahme des Bundesrates und der 
mitberatenden Ausschüsse 

Der Bundesrat hat gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen erhoben. Der mitberatende Ausschuß 
für Wirtschaft und der ebenfalls mitberatende Haus- 
haltsausschuß haben die Annahme des Gesetzent- 
wurfs empfohlen. 
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4. Ausschußempfehlung 

Bei der Beratung des Gesetzentwurfs im federführen- 
den Finanzausschuß haben die Koahtionsfraktionen 
die von der Bundesregierung in der Begründung des 
Gesetzentwurfs vertretene Auffassung bekräftigt, die 
ursprünghchen Gründe für die Schaffung der Depfa 
seien nicht mehr vorhanden, so daß eine Notwendig- 
keit für den Fortbestand des Institutes in dessen der- 
zeitiger Form nicht erkennbar sei. Die Koahtionsfrak- 
tionen haben betont, daß bei der Depfa ein typischer 
Fall für den mögüchen Rückzug des Staates aus einer 
Aufgabenstellung vorhege, die auch von Privaten er- 
füUt werden könne. In diesem Zusammenhang haben 
die Koahtionsfraktionen die von der Bundesregierung 
bisher betriebene Privatisierungspolitik als erfolg- 
reich bezeichnet. 

Dagegen hat die SPD-Fraktion den Gesetzentwurf ab- 
gelehnt. Ihre Haltung zu der Gesetzesvorlage hat die 
SPD-Fraktion zum einen mit ihrer Grundsatzposition 
zur Privatisierung von Bundesunternehmen begrün- 
det, zum anderen aber auch damit, daß sie es bei der 
künftigen Entwicklung des Wohnungsmarktes für 
notwendig erachte, eine von den Großbanken unab- 
hängige Hypothekenbank zu erhalten. Am Woh- 
nung ssektor sei insbesondere in den BaUungsgebie- 
ten ein steigender Bedarf an Wohnraum für junge 
Famihen mit Kindern erkennbar, für dessen Befriedi- 
gung eine öffenthch- rechtliche Hypothekenbank zur 
Verfügung stehen soUe. 


Zur Frage nach dem zeithchen Rahmen für die ange- 
strebte Umwandlung der Depfa in eine Aktiengesell- 
schaft hat die Bundesregierung erklärt, daß der Zeit- 
punkt für die Umwandlung noch nicht absehbar sei, 
zumal es dabei insbesondere auch auf die Marktent- 
wicklung ankommen werde. Sie hat weiterhin darge- 
legt, daß die an dem Kreditinstitut mitbeteihgten Son- 
dervermögen des Bundes und einzelne Bundesländer 
die Absicht bekundet hätten, ihre Beteihgungen an 
der Depfa ebenfalls aufzugeben. Diskutiert wurde fer- 
ner die Frage, ob in Anbetracht der Kapitalmarktlibe- 
ralisierung in der EG auf Dauer eine Majorisierung 
des Institutes vermieden werden könne. Die Bundes- 
regierung vertrat hierzu die Auffassung, daß die 
Marktkräfte über die zukünftige Entwicklung der 
Depfa entschieden. Dabei sprach sie sich gegen die 
Einführung eines Höchststimmrechtes bei dem Insti- 
tut aus, weil die Erfahrungen beim industriellen Bun- 
desvermögen gegen ein solches Stimmrecht sprächen 
und die Flexibilität des Unternehmens nicht einge- 
engt werden solle. Die Bundesregierung beabsich- 
tige, bei der Privatisierung der Depfa eine möglichst 
breite Streuung ihres derzeitigen Anteilsbesitzes zu 
erreichen. 

Der Ausschuß hat den von der Bundesregierung vor- 
gelegten Gesetzentwurf um das Inkrafttretensdatum 
1. Januar 1989 ergänzt. Er hat die Vorlage mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion ohne Stimmenthaltungen bei Ab- 
wesenheit der Fraktion DIE GRÜNEN angenom- 
men. 


Bonn, den 21. September 1988 


Uldall 

Berichterstatter 
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